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;;---:;..- i J. ' Fa.rlamentarische .4.nfrage Nr~· 1/.T ~ 
an .den Bundeskanzler, betreffend 
Be.förderungsrichtlinien für BeaTTIte. P :. '17. !rlf\I'<li97" ras, am .......... SJ.U-ß. •• B U 

to .: 

" ." 

An den 

P~äsidenten des Nationalrates 
Dipl. Ing. 'Karl ViALDBHUNNER 

',' . 

.in Wie n 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

. ', .. ~ " 

- Die Abgeordneten ZElIhNGER, FK11ER und Ger..ossen haben in 
'der -Sitzung des Nationalrates am 29 •. April 1970 unter der Nr.1/J 
. an mich eine Anfrage mit nachfolgendem Wortlaut gerichtet: 

"Da sich die neue, Bundesregierung in ihrer am 27.April i970 
vor dem Nationalrat abgegebenen Erklärung ausdrücklich zu einer 
größeren "Transparenz der staatlichen Verwaltung" und zu einer 
JlgröI~eren öffentlichkeit ll im dienstrechtlichen Bereich bekarint 
hat, richten die unterzeichneten Abgeordneten an den Herrn 
Bundeskanzler die 

A nf rag e : 

Viie lauten" die derzeit geltenden Beförderungsrichtlinien für" 
Beamte?tI. 

Ich beehre mich, diese .linfrage wie folgt zu beantworten: . ~ ~... .... 

Das Recht der Ernennung der Bundesangestellten, einschließ-
" lieh der Offiziere und der sonstigen Bundesfunkt"ionäre, s~wie 

_" die Verleihung von Amtstiteln an solche steht nach Artikel 65 
Abs.2 lit.a Bundesverfassungsgesetz 1920 in der Fassung 1929 

, . 
dem Bundespräsidenten. zu. Gemäß Artikel 66 Abs.1 der Bundesver-. 
fassung kann der Bundespräsident das ihm zustehende Recht ,zur 
Ernennung von Bundesangestellten bestimmter Kategorien den zu­
ständigen 1~itgliedern der Bundesregierung übertragen. Mit dem 
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Bundeßgesetz vom 1'lc Apr.:Ll '1963 13GBl ... Nr" 82 'l.iber die M.it~ 

wirkung des EunclesJ!.:an~der8mtes bei der Beset::-;ung von Dienst-

Diens"t.:;postenplmws des Bundes 'vo:egGsehenen Dienstpos'ten bzw'" 

gleie1mäßige Behnn.cllung d.er BW.1dG'sanc:est;el.lten im Bereich sämt-· 

licher Bundesdions-cstel1enc;evvährleü3tet ist. Zur Du!'c;hfüb.rung 

cLL8ses Auftrages des G(~setzßebeI's hat eins Bundeskanzleramt im 

Einvernehmen mit der Prä::) identscbaft;sl'~anz,lei gewisße G::cul1dsä tze 

auoo ... aar'"l'\'::lJ· -i-·-:·t dl" (.:} }- ')l' 0' r l'·2~1.1q .... (·~·; U1'~rr ;;(')" Be' f(·J·rd""ruyl/' .... c~'-: .. n .. ~I .. a··Cf'e ....,öt: l.,<;:; _ v\.. , ~ .J(. .e. j' ... J. cu.!..< . ..;. Hb .~~ -.. " .'J ,,-.(,,; •• )<:1.1 U b 

der Ressorts beachtet werden sol18n~ Diese schlechthin als 

"Ri.chtlinien It bezciGhnf~ten Grun.dsätze steJ.1en wedel.' eine n.echts-

oder eine Verwaltungsv~rordnung noch sonst eine allgemein ver­

bindlic;he Rechtsnorm dar ~ Sie sind bloß V(~ri:v<-3..1 tungsbrnuch, wie 

er s:Lch aUE der Praxis d.er Verwaltung heraus gebildet hat. Der 

Verwaltungsbrauch bildet aber 9 da er nicht als Reehtsquelle zu 
bezeichnen ist ( so Ar ... toniolli f!JÜlgem·"dnes Ve:ewaltungsrecht " 
ßeite 80 ), keine Entscheiclungsgrundlage des Verwaltunßsbeamten~ 

sondern überläßt es diesem, seiner rechtlichen Überzeugung zu 

folgen und in einem anders gelagert(~n Fall anders zu entsche iden I> 

Die Beförderungsrich-'clinien beinhalten einerseits, wie der 

Bundespräsident grundsätzlich Beförderungen zu handhnben pflegt') 

und geben <.mderseits dem 13undeskanzlerarat die Möglichkeit, ent­

sprechend dem Auftrage des Gesetzg(.''bers eine optimal gleichmäßige 

Behandlung aller Bundosangeste11 ten zu gewä11rleisteno 

Es hat auch der Verfassungsgeric.htshof in seinen Erkennt­

nissen vo~ 10. Mai 1927, Slg.N.F. Nr. 779 und 260 Oktober 1927 t 

Slg. NoF o Nr o 859 festgestellt, daß ein Rechtsanspruch auf Ver­

leihung eines Postens einer höheren Dienstklasse ( = Beförderung ) 

auch dann nicht besteht, wenn alle hiezu erforderlichen Voraus­

setzung(~n vorliegen" Die Beförderung ei.nes Beamten liegt im 

freien Ermessefi der Dienstbehörde ( freie Beförderung )0 Dieses 

freie Ermessen I'l:lrd auch nicht durch die Beförderungsrichtli.nien 

eingeschränkt, die das zU.r Ernenr:.ung ?,us tändige Organ aufges te 11 t 
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" 
; 

-, - ~) 

hat. Es ist durch solche Richtlinien weder in bezug auf 

die darin aufgestellten ~rfordernisse, insbesondere 
hinsichtlich der Bef~rderungsdien8tzeit, noch in bezug auf 
die für seine Ermes,'>::rl;3Übung r:18n~~c:blichenErVI8.gungen ge­

bunden. Dieselbe Rechtsansicht vertritt der VerwaltuDgs-

gerichtshof, wie seilli!Erkenntnisse vom 13. 
Zl. 1596/62 und vom 17. November 1965, Zl. 
weisen. 

l/iien, am 16. Juni 1970 
Der Bundeskanzler: 

?~A.. _~~ 

918/64, be-
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